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Eine Reform löst sich auf
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Noch bis weit ins Jahr 2025 standen die Zei-
chen im Datenschutz auf Reform: Regierun-
gen hatten den Datenschutz als innovati-
onsfeindliche Bürokratie und Hindernis im 
digitalen Wettbewerb ausgemacht  – und 
schienen bereit, eine andere Lesart des Da-
tenschutzes zu installieren: weniger Trans-
parenz- und Dokumentationspflichten für 
Verantwortliche, weniger als hemmend ein-
gestufte Bürgerrechte für Betroffene, mehr 
Raum für die Entfaltung innovativer Verar-
beitungstechniken und mehr Einheitlich-
keit, Berechenbarkeit und Bescheidenheit 
der Datenschutzaufsichtsbehörden.
So schrieb sich die neue Bundesregie-

rung in ihrem Koalitionsvertrag eine Neu-
ordnung der Aufsichtsstruktur im föderalen 
Deutschland auf die Fahnen. Die Bundesda-
tenschutzbeauftragte sollte die Nutznieße-
rin neuer Aufsichtsbefugnisse im nicht-öf-
fentlichen Sektor werden. Zugleich sollte 
der deutsche „Sonderweg“ eines grundge-
setzlich fundierten, konfliktfähigen Daten-
schutzes verlassen und an die Stelle einer 
deutschen Vorreiterrolle für die Entwick-
lung und Erprobung datenschutzrechtli-
cher Institutionen und Schutzmechanis-
men die politische Rückzugsfanfare treten: 
keine Übererfüllung europarechtlicher Ver-
arbeitungsregeln! Erstes Opfer dieser neu-
en deutschen Bescheidenheit soll der be-
triebliche Datenschutzbeauftragte sein, 
der nicht mehr regelmäßig bereits in mit-
telständischen Betrieben zu berufen wäre, 
sondern alleine nach Maßgabe der EU-Da-
tenschutzgrundverordnung (als praktisch 
fast gar nicht).
Ähnliche Fanfarenklänge waren bis 2025 

von der EU-Kommission zu vernehmen: Se-
kundiert von ökonomischen Analysen (Dra-
ghi-Report) und nachdrücklich ermuntert 
von europäischen Wirtschaftsführern er-
kannte auch die Kommission im eigenen 
Datenschutzregime erdrückende Hinder-
nisse für eine konkurrenzfähige europäi-

auf die Begrenztheit des parlamentarischen 
Omnibus-Verfahrens, in dem grundlegende 
Reformen eben schwer möglich seien – und 
verschweigt dabei, dass die Wahl des Ver-
fahrens alleine bei ihr liegt.
Aktuell nimmt sich der Europäische Rat 

dieses „Reförmchens“ an. Zum Erstaunen 
der Fachwelt beweisen die mitgliedstaatli-
chen Beamten jetzt gerade, dass sie die An-
sage ihrer eigenen Regierungen: „Wir haben 
verstanden!“ nicht verstanden haben. Re-
flexartig wird das Tafelsilber der DS-GVO 
vor jeder konsequenten Weiterentwicklung 
„beschützt“ und natürlich wird der Vorstoß 
der EU KOM, mehr Ausgewogenheit und Ver-
lässlichkeit in den Prozess der Auslegung 
der DS-GVO durch eine eigenständige Rol-
le gegenüber den unabhängigen mitglied-
staatlichen Aufsichtsbehörden und dem 
Europäischen Datenschutzausschuss zu 
implementieren, empört zurückgewiesen. 
Möglichst alles soll so bleiben wie es ist, ein 
Reformbedürfnis wird offenbar überhaupt 
nicht mehr gesehen.
Natürlich bleiben die parlamentarische 

Beratung und das Trilogverfahren abzuwar-
ten – aber dass der in Auflösung befindliche 

sche Datenwirtschaft. Gerade eben hatte 
sie die DS-GVO noch als Gold-Standard ge-
lobt und war geradezu berauscht von der 
Wirksamkeit ihrer eigener Regulierungen 
(„Brussels Effect“).
Doch der laut eingeforderte und verkün-

dete Reformeifer verebbte zusehends: Die 
Bundesregierung verhedderte sich wie zu 
erwarten im föderalen Gestrüpp. So we-
nig die Landesregierungen „ihre“ Landes-
beauftragten schätzen, so wenig wollen 
sie ihre regionale Hausmacht – die eigene 
Verwaltungskompetenz – in Frage gestellt 
sehen. Und so schob man im Verbund mit 
dem Bundeskanzler das Reformprojekt ins 
Jahr 2027 und damit in bedrohliche Nä-
he zu Wahlkampfzeiten und parlamenta-
rischer Diskontinuität. Übrig bleiben vom 
Reformstreben vermutlich eine politische 
Kompensation der BfDI mit kleineren Auf-
sichtsbefugnissen im Bereich Künstliche 
Intelligenz und natürlich die Abschaffung 
der Bestellpflichten für betriebliche Daten-
schutzbeauftragte als kleine Münze der „Bü-
rokratieentlastung“. Dass man mit dem DSB 
den einzig ansprechbaren Experten für Digi-
talisierungsfragen „von Bord schickt“, wird 
dann wohl erst in späteren Legislaturperi-
oden auffallen.
Auch auf europäischer Ebene löst sich 

die Reform des Datenschutzes gerade in 
Wohlgefallen auf. Nachdem die Kommissi-
onsbeamten auf den Tone from the Top mit 
gediegener Arbeitsverweigerung reagierten 
(mehr als eine geradezu lächerliche Anpas-
sung der Pflicht zur Erstellung eines Verar-
beitungsverzeichnisses wollte den wacke-
ren Beamtenden partout nicht einfallen), 
kam dann im Spätherbst 2025 doch ein brei-
terer Reformvorschlag, der allerdings bei 
näherem Hinsehen ambitioniertere Gesetz-
änderungen (Ausbau des risikobasierten An-
satzes, Abschaffung Art. 9 DS-GVO, stärke-
re Rolle der EU KOM) konsequent ausspart. 
Entschuldigend verweist die Kommission 

Florian Mehnert
 also

Stefan Brink



2  |  PinG 3.26

BrinkAus Sicht von Stefan Brink

Reformprozess in den weiteren Diskussio-
nen noch an Kontur gewinnt, erscheint aus-
geschlossen.
Doch wer immer sich jetzt über das 

Scheitern nationaler und europäischer Re-
formprozesse klammheimlich freut: Ohne 

konsequente Weiterentwicklung des for-
mellen und materiellen Datenschutzrechts 
wird dieses großartige Grundrecht weiter an 
Bedeutung, Zuspruch und Akzeptanz ver-
lieren. Und das können gerade wir Daten-
schützer uns nicht leisten.
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